
Gemeinde Lindlar 
Der Rechnungsprüfungsausschuss 

Bericht an den Rat der Gemeinde Lindlar über das Ergebnis der Beratungen zum 
Bericht der Gemeindeprüfungsanstalt NRW über die überörtliche Prüfung der 
Gemeinde Lindlar 

Gem. § 105 Abs. 6 Satz 2 GO NRW unterrichtet der Rechnungsprüfungsausschuss mit diesem 
Bericht über das Ergebnis seiner Beratungen. 

Der Bürgermeister hat am 10.10.2024 den Bericht über die wiederkehrende überörtliche 
Prüfung dem Rechnungsprüfungsausschuss vorgelegt. Der Prüfbericht wurde in der Sitzung 
durch die Gemeindeprüfungsanstalt NRW (GPA NRW)) vorgestellt. 

In seiner Sitzung am 10.10.2024 hat sich der Ausschuss umfänglich mit den Aussagen der 
Gemeindeprüfungsanstalt und den darin enthaltenen Feststellungen und Empfehlungen 
befasst. Die Stellungnahme der Verwaltung wurde bei den Beratungen hinzugezogen. 

Der Bericht enthält keine qualifizierte Feststellung, die eine Stellungnahme an die GPA NRW 
und die Aufsichtsbehörde erforderlich macht. 

Der Rechnungsprüfungsausschuss gibt folgende Stellungnahme zu den Aussagen der 
Gemeindeprüfungsanstalt ab: 

Der Rechnungsprüfungsausschuss empfiehlt dem Rat folgende weitere Schritte: 
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~ 
Die Stellungnahme der Verwaltung zum GPA-Bericht sind Bestandteil dieses Berichtes. 

Lindlar, -Q.10.2024 

~ 

Jörg Schlicht 
Vorsitzender däs' Rechnungsprüfungsausschusses 

s2 . ~ 

Anlage: Stellungnahme der Verwaltung zum GPA-Bericht 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 

Zusammenstellung der Feststellungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2023/2024 
 

Feststellung Empfehlung Stellungnahme der Verwaltung 

Haushaltssteuerung Stabstelle Finanzsteuerung 
 
 
F1 

Die Gemeinde Lindlar hat die Fristen 
der Gemeindeordnung für die Anzeige 
der Haushaltssatzung sowie für die 
Weiterleitung des Jahresabschlusses 
an den Rat nicht immer eingehalten. 
Die Quartalsberichte an die Politik 
sollen zukünftig um weitere 
Informationen für die Politik ergänzt 
werden. 

 

 
 
E1.1 

Die Gemeinde sollte sich als Ziel setzen, 
die Entwürfe der Jahresabschlüsse und 
Haushaltssatzungen fristgerecht 
aufzustellen und an den Rat 
weiterzuleiten. Dadurch stehen wichtige 
Informationen zur Haushaltssteuerung 
frühzeitiger zur Verfügung. 

Die Gemeinde hatte und hat auch zukünftig das Ziel einer 
fristgerechten Abarbeitung der Haushaltspläne und 
Jahresabschlüsse. 
 
Durch Personalengpässe, aber auch erwartete bzw. späte 
Gesetzesanpassungen konnte dieses Ziel in der 
Vergangenheit nicht immer erreicht werden. 

   
 
E1.2 

Die Gemeinde Lindlar sollte das 
Finanzcontrolling und Finanzberichts-
wesen weiter ausbauen und diese als 
Instrumente für eine aktive, unterjährige 
Haushaltssteuerung nutzen. Dabei 
sollten auch Ziele sowie Kennzahlen 
verwendet und regelmäßig ausgewertet 
werden. Die Quartalsberichte für die 
Politik sollten wie geplant um weitere 
steuerungsrelevante Informationen 
ergänzt werden. 

 

 

Ein erweitertes Berichtswesen befindet sich derzeit im 
Aufbau. Durch die bekannten Personalvakanzen ist dieses 
Projekt bedauerlicherweise immer wieder ins Hintertreffen 
geraten. Sobald die Personalengpässe überwunden sind, 
wird mit Hochdruck weiter an der Fertigstellung gearbeitet 
und den Gremien vorgestellt 
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Feststellung Empfehlung Stellungnahme der Verwaltung 

 
 
 
F2 

Die Gemeinde Lindlar macht 
regelmäßig Ermächtigungsübertra-
gungen für investive Auszahlungen in 
erheblicher Höhe. Dabei werden die 
fortgeschriebenen Ansätze im 
Durchschnitt lediglich zu rund 36 
Prozent tatsächlich in Anspruch 
genommen. Konsumtive Ermächti-
gungsübertragungen finden auch 
regelmäßig, aber in geringem Umfang 
statt. Schriftliche Regelungen zu 
Grundsätzen der Ermächtigungsüber-
tragungen gibt es in Lindlar nicht. 

 
 
 
E2 

Die Gemeinde Lindlar sollte bei der 
Haushaltsplanung verstärkt die Planung 
der Investitionsauszahlungen anhand 
der Vorgaben des § 13 Abs. 2 KomHVO 
NRW überprüfen. Außerdem sollte sie 
Grundsätze für Ermächtigungsüber-
tragungen verschriftlichen. 

Die Gemeinde wird verstärkt auf die Veranschlagung und 
Inanspruchnahmezeiten achten. 

 
 
 
F5 
 

Die Gemeinde Lindlar hat bisher 
keinen schriftlichen Handlungsrahmen 
für ihr Kreditmanagement fixiert. Auch 
eine Dienstanweisung zum Umgang 
mit Derivaten ist nicht vorhanden. 

 
 
E5 

Wir empfehlen der Gemeinde Lindlar, 
sich für ihr Kreditmanagement einen 
verbindlichen Handlungsrahmen zu 
geben und diesen schriftlich zu fixieren. 
Der Handlungsrahmen sollte 
strategische Vorgaben, Entscheidungs-
befugnisse und Verfahrensregelungen 
enthalten. Diese könnten in einer 
Dienstanweisung oder Richtlinie zum 
gemeindlichen Kreditmanagement 
zusammengefasst werden. Dort sollte 
die Gemeinde auch Regelungen zum 
Umgang mit Derivaten festschreiben. 

Die GPA hat in Ihren Bericht ebenfalls dargestellt, dass die 
Kreditaufnahmen in der Praxis sehr transparent erfolgen. (S. 
Seite 70 des Berichtes) 
Die Kreditaufnahmen erfolgten im Rahmen der Absprachen 
mit dem Haupt- und Finanzausschuss. 
 
Derivate sind lediglich im Rahmen eines Altbestandes 
vorhanden; neue werden nicht aufgenommen. Da es sich hier 
lediglich um eine Abwicklung des Bestandes handelt erachtet 
die Verwaltung eine Regelung für Neuaufnahmen entbehrlich. 
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Feststellung Empfehlung Stellungnahme der Verwaltung 
Haushaltssteuerung Büro des Bürgermeisters, Fördermittelmanagement  

 
 
F3 

Der Gemeinde Lindlar fehlten in der 
Vergangenheit strategische Vorgaben 
und ein zentraler Überblick über ihre 
Fördermaßnahmen. Aus diesem Grund 
wurde das Fördermittelmanagement im 
Jahr 2023 zentralisiert. Es sollen dort 
zukünftig strategische Vorgaben 
entwickelt und ein zentraler Überblick 
geschaffen werden. 

 
 
E3 

Die Gemeinde Lindlar sollte wie geplant 
strategische Zielvorgaben zur 
Fördermittelakquise formulieren. Auch 
die Verfahrensabläufe und Standards 
zur Beantragung von Fördermitteln 
sollten formuliert werden. 

Standard-Formulare zur Fördermittelakquise sowie 
Werkzeuge zur Unterstützung der Verfahrensabläufe 
befinden sich aktuell in der Erprobung. 
 
Der allgemeine Verfahrensablauf zur Beantragung von 
Fördermitteln steht fest. Für die einzelne Förderidee wird 
derzeit ein individueller Arbeitsplan erstellt, da die 
Förderprogramme teils sehr unterschiedliche Anforderungen 
enthalten. 

 
 
F4 

Die Bewirtschaftung und Verwaltung 
von Fördermitteln erfolgte bisher 
dezentral. Die Gemeinde hatte weder 
ein förderbezogenes Controlling noch 
ein hierauf aufbauendes Berichts-
wesen eingerichtet. Der Aufbau eines 
Controllings sowie die Erstellung einer 
zentralen Datei sind durch die neue 
zentrale Stelle Fördermittel-
management in Planung. 

 
 
E4 

Die Gemeinde sollte wie geplant eine 
zentrale Datei zur Verwaltung von 
Fördermitteln anlegen. Diese sollte 
neben der Fördersumme auch 
Informationen zu Auflagen und Fristen 
enthalten. Hierauf aufbauend sollte die 
Gemeinde ein Berichtswesen einrichten. 
Die Berichte können entweder anlässlich 
der Projekt-Meilensteine von Fördermaß-
nahmen oder regelmäßig zur Vorlage bei 
der Politik erstellt werden. 

Die Gemeinde Lindlar nutzt derzeit eine zentrale Datei zur 
Verwaltung der Fördermittel. Geplant ist die Ablösung der 
zentralen Datei durch die Einführung einer 
Fördermittelmanagementsoftware im Laufe des Jahres. 

Die geplante Fördermittelmanagementsoftware enthält ein 
Berichtswesen. 



Gemeinde Lindlar  

Seite 4 

 

Feststellung Empfehlung Stellungnahme der Verwaltung 
Vergabewesen Herr Eyer  
 

 

F1 

Die Gemeinde Lindlar hat keine zentrale 
Vergabestelle eingerichtet. Für die 
Durchführung ihrer Vergabeverfahren 
nimmt sie Leistungen der KoPart eG in 
Anspruch. Verbindliche Regelungen zur 
Beteiligung und Zusammenarbeit hat sie 
bisher nicht aufgestellt. Ihre Vergabe-
dienstanweisung aus dem Jahr 2001 ist 
nicht mehr aktuell. 

 

 

E1.1 

Die Gemeinde Lindlar sollte eine verbindliche 
Beteiligung der KoPart eG am Vergabeprozess 
festlegen. Dadurch kann sie eine 
Funktionstrennung zwischen Auftragsvergabe 
und Auftrags-ausführung sicherstellen und 
somit einen Beitrag zu rechtssicheren 
Vergabeentscheidungen sowie zur 
Korruptionsprävention leisten. 

Es ist beabsichtigt, bei der Gemeinde Lindlar eine 
Zentrale Vergabestelle – angesiedelt im 
Fachbereich Zentrale Dienste – einzurichten. Zu 
diesem Zweck wurde für den nächsten HFA/Rat 
eine Stellenplanänderung auf den Weg gebracht. 
In diesem Zusammenhang soll die 
Vergabedienstanweisung aktualisiert werden. Ob 
und inwieweit dann noch Bedarf an einer 
Zusammenarbeit mit der KoPart eG besteht, bleibt 
abzuwarten. 

   

E1.2 

Zur Vermeidung von Handlungsunsicherheiten 
sollte die Gemeinde Lindlar möglichst zeitnah 
eine aktuelle Vergabedienstanweisung 
erlassen und darin auch die Zusammenarbeit 
mit der KoPart eG verbindlich regeln. 

S. o. 

   

E1.3 

Die Gemeinde Lindlar sollte den Einsatz einer 
erweiterten Vergabe-software zum schnelleren 
Austausch von Unterlagen, zur Dokumentation 
und zur rechtssicheren Abwicklung von 
Vergabeverfahren prüfen. 

Die Verwaltung wird dies im Zusammenhang mit 
der Schaffung einer Zentralen Vergabestelle 
prüfen. 

 

 

 

F2 

Die Gemeinde Lindlar lässt ihren 
Jahresabschluss von einer Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft prüfen. Darüber 
hinaus nutzt die Gemeinde die 
Alternativmöglichkeiten des § 101 Abs. 
1 S. 3 u. 4 GO NRW zur Sicherstellung 
einer örtlichen Rechnungsprüfung nicht. 
Eine Prüfung der getätigten Vergaben 
erfolgt nicht. 

 

 

 

E2 

Zur rechtssicheren Abwicklung der von ihr 
selbst durchgeführten Vergabemaßnahmen, 
zur Sicherstellung des wirtschaftlichen Mittel-
einsatzes sowie zur bestmöglichen 
Korruptions-prävention, sollte die Gemeinde 
Lindlar die Voraussetzungen für eine 
verbindliche und regelmäßige Vergabeprüfung 
schaffen. Dafür bietet sich die 
Inanspruchnahme einer örtlichen 
Rechnungsprüfung eines Kreises oder einer 
anderen Kommune über eine interkommunale 
Zusammenarbeit an. 

Bereits heute schon werden Vergaben im 
Mehraugen-Prinzip durchgeführt. Daneben 
werden die Befugnisse für einzelne Beschäftigte 
betragsmäßig limitiert. Weitere – zusätzliche – 
Kontrollmechanismen werden bei der Schaffung 
einer Zentralen Vergabestelle geprüft. 
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Feststellung Empfehlung Stellungnahme der Verwaltung 
 

 

F3 

Die Gemeinde Lindlar verfügt über eine 
aktuelle Dienstanweisung zur 
Korruptionsprävention. Die besonders 
korruptionsgefährdeten Bereiche hat sie 
festgelegt. Eine Schwachstellen-analyse 
unter Beteiligung der Beschäftigten 
wurde noch nicht durchgeführt. 

 

 

E3.1 

Die Gemeinde Lindlar sollte die angedachte 
Schwachstellenanalyse zeitnah durchführen 
und dabei ihre Bediensteten mit einbeziehen. 
Sie sollte die gewonnenen Erkenntnisse in ihre 
internen Regelungen zur Korruptionsprävention 
aufnehmen. Auf dieser Grundlage kann sie ihre 
korruptionsgefährdeten und die besonders 
korruptionsgefährdeten Bereiche festlegen. 

 

Die notwendigen Schwachstellenanalysen sollen 
in Zusammenarbeit mit der Ansprechperson für 
Korruptionsprävention durch den Fachbereich 
Personal, Organisation und IT durchgeführt 
werden. 

   

E3.2 

Die Gemeinde Lindlar sollte in ihrer 
Dienstausweisung zur Korruptionsprävention 
das Vier-Augen-Prinzip auch für die Vergabe 
von Leistungen verbindlich festschreiben. 

 

Das 4-Augen-Prinzip wird bereits heute praktiziert. 
Die Gemeinde Lindlar greift die Empfehlung der 
GPA auf. 

   

 

E3.3 

Die Gemeinde Lindlar sollte sicherstellen, dass 
die Vorgaben des Hinweisgeberschutzgesetzes 
zeitnah nach Inkrafttreten der landes-
gesetzlichen Regelungen umgesetzt werden. 
Dazu gehört, ein Hinweisgebersystem zu 
implementieren sowie einen die Vertraulichkeit 
garantierenden Workflow zum Umgang mit 
Hinweisen zu erarbeiten und verbindlich 
festzulegen. 

 

Ein Hinweisgeberschutzsystem existiert 
zwischenzeitlich bei der Gemeinde Lindlar. Die 
Vertraulichkeit im Umgang mit Hinweisen ist 
gewährleistet. 

 

 

F4 

Im Vergleichsjahr 2022 gehört die 
Gemeinde Lindlar zu den Vergleichs-
kommunen mit niedrigen Abweichungen 
vom Auftragswert. Es wurden nur zwei 
Baumaßnahmen schlussgerechnet, 
daher konnte der Wert nicht in den 
interkommunalen Vergleich gestellt 
werden. 

 

 

 

E4 

Die Gemeinde Lindlar sollte die Abweichungen 
von Auftragswerten in Form eines Soll-Ist-
Vergleichs prüfen. Gesammelte Erkenntnisse 
zu Ursachen der Abweichungen sollten bei 
zukünftigen Vergabemaßnahmen 
berücksichtigt werden. 

Ein akuter Bedarf war – zumindest bezogen auf 
das Prüfungsjahr 2022 – bislang nicht zu 
erkennen. Die Gemeinde Lindlar wird die 
Empfehlung der GPA aufgreifen. 
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Feststellung Empfehlung Stellungnahme der Verwaltung 
 

F5 

Die Gemeinde Lindlar bearbeitet 
erforderliche Nachträge dezentral in den 
jeweiligen Fachbereichen. Eine 
systematische Auswertung und 
Dokumentation der Nachträge an 
zentraler Stelle erfolgt nicht. 

 

E5.1 

Die Gemeinde Lindlar sollte verbindliche 
Regelungen zum Umgang mit Nachträgen und 
Auftragserweiterungen in ihre Dienstanweisung 
aufnehmen. Damit kann sie den Umgang der 
Bedarfsstellen vereinheitlichen und die 
Rechtssicherheit erhöhen. 

Durch die beabsichtigte Schaffung einer Zentralen 
Vergabestelle kann – entsprechend der 
Empfehlung der GPA – eine weitestgehend 
Vereinheitlichung sichergestellt werden. 

   

E5.2 

Die Gemeinde Lindlar sollte 
Auftragsänderungen bzw. Nachträge ab zu 
bestimmenden Wertgrenzen zentral begleiten 
lassen. 

Siehe hierzu Ausführungen zum Themenkomplex 
„Zentrale Vergabestelle“ 

   

 

E5.3 

Mit der möglichst zentralen Abwicklung von 
Auftragsänderungen und Nachträgen könnte 
die Gemeinde ein systematisches 
Nachtragsmanagement aufbauen. Dazu gehört 
nach Ansicht der gpaNRW die Auswertung der 
Nachträge hinsichtlich Ursache, Höhe und 
beteiligter Unternehmen. 

Siehe hierzu Ausführungen zum Themenkomplex 
„Zentrale Vergabestelle“ 

 

 

F6 

Die Gemeinde Lindlar dokumentiert den 
Vergabeprozess überwiegend 
ausführlich und nachvollziehbar. Die 
fehlende Dienstanweisung Vergabe-
wesen führt bei der Behandlung von 
Bekanntmachungspflichten vor und 
nach Auftragsvergabe zu 
Handlungsunsicherheiten. 

 

 

E6.1 

Die Gemeinde Lindlar sollte die vorgeschrieben 
Bekanntmachungspflichten vor und nach der 
Auftragsvergabe beachten und die 
verbindlichen Vorgehensweisen in ihrer 
Dienstanweisung regeln. 

Die Gemeinde Lindlar wird diese Empfehlung 
aufgreifen. 

   

E6.2 

Die Gemeinde Lindlar sollte grundsätzlich eine 
formelle Abnahme der Leistung vornehmen 
und das Ergebnis schriftlich dokumentieren und 
zur Bauakte nehmen. 

Die Gemeinde Lindlar wird diese Empfehlung 
aufgreifen. 
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Feststellung Empfehlung Stellungnahme der Verwaltung 
Informationstechnik an Schulen FB Personal, Organisation und Informationstechnik 

FB Schulen 
 
F1 

Die Gemeinde Lindlar strukturiert den 
Steuerungsprozess ihrer Schul-IT derzeit 
um. Mit der geplanten Fortschreibung des 
MEP wird perspektivisch ein verbindlicher 
Rahmen geschaffen. 

 
E1.
1 

Die Gemeinde Lindlar sollte ihre 
Planung, die Schul-IT ab 2024 über 
einen schulübergreifenden 
Medienentwicklungsplan zu steuern, 
umsetzen. 

Angebote für die Erstellung eines Medienentwicklungsplans 
wurden bereits eingeholt. Die Abgabefrist läuft Ende August 
2024 ab. 
 
Geplant ist, bis zum Ende des Jahres einen MEP zur 
Verfügung zu haben. 

   
E1.
2 

Die Gemeinde Lindlar sollte, wie 
geplant, die neu beschaffte 
Inventarisierungssoftware zeitnah in 
Betrieb nehmen und sich einen 
Überblick über die IT-Ausstattung an 
Schulen verschaffen. 

Die geplante Software wird im Laufe des Jahres 2024 in 
Betreib genommen. 

   
E1.
3 

Die Gemeinde Lindlar sollte ihren 
Prozess zur IT-Ausstattung der Schulen 
verbindlich regeln und den aktuell 
bestehenden Standard zur IT-
Ausstattung be- und fortschreiben. So 
kann die Homogenität der IT-
Ausstattung auch künftig sichergestellt 
werden. 

Wird im Rahmen des Medienentwicklungsplans geregelt 
und auch fortgeschrieben (s. hierzu Stellungnahme zu E1 
1). 

   
E1.
4 

Die Gemeinde Lindlar sollte weiterhin 
eine regelmäßige und schulüber-
greifende Kommunikation mit den 
Schulen fortführen. Zweck und 
Beteiligte der Treffen könnte sie im 
Rahmen der Medienentwicklungs-
planung beschreiben. 

Treffen mit den IT Koordinatoren der Schulen haben 
bisher unregelmäßig stattgefunden.  

Geplant sind halbjährliche Treffen. 

 
F2 

Die Ausstattung der Schulen in der Gemeinde 
Lindlar entspricht zum Prüfungszeitpunkt noch 
nicht vollständig den pädagogischen 
Anforderungen, die im Rahmen des 
Digitalpaktes formuliert wurden. 

 
E2.
1 

Die Gemeinde Lindlar sollte weiterhin 
mit Priorität daran arbeiten, ihre 
Schulen entsprechend den 
technischen Anforderungen 
auszustatten. 

Wird im Rahmen des Medienentwicklungsplans geregelt und 
soll im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten umgesetzt 
werden. 
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E2.
2 

Die Gemeinde Lindlar sollte ihre 
Ausstattungsplanung aufgrund der 
pädagogischen Medienkonzepte und 
des noch zu erstellenden Medienent-
wicklungsplans zügig und konsequent 
vorantreiben. 

Soll im Rahmen des Medienentwicklungsplans umgesetzt 
werden. 

 
F3 

Das IT-Sicherheitsniveau der Schulen in der 
Gemeinde Lindlar ist optimierungsbedürftig. 
Die Gemeinde hat den Handlungsbedarf 
bereits erkannt und arbeitet an verschiedenen 
Maßnahmen zur Verbesserung. 

 
E3 

Die Gemeinde Lindlar sollte, wie 
geplant, in Kooperation mit ihren 
Schulen ein IT-Sicherheitskonzept 
erstellen und daraus abgeleitete 
technische und organisatorische 
Maßnahmen konsequent umsetzen. 

Die Erstellung eines IT Sicherheitskonzepts, gemeinsam 
mit den Schulen, ist in Planung. 
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Feststellung Empfehlung Stellungnahme der Verwaltung 
Ordnungsbehördliche Bestattungen FB Sicherheit und Ordnung 

 
 
F1 

Die Gemeinde Lindlar hat keine schriftlichen 
und verbindlichen Verfahrensstandards für 
die Abwicklung der ordnungsbehördlichen 
Bestattungen erstellt. Die Orientierung erfolgt 
anhand von Seminarunterlagen und den 
Unterlagen zu bereits durchgeführten 
ordnungsbehördlichen Bestattungen. Ein 
Ablaufdiagramm mit den wichtigsten 
Arbeitsschritten wird nach Auskunft der 
Gemeinde derzeit erstellt. 

 
 
E1 

Die Gemeinde Lindlar sollte das 
geplante Ablaufdiagramm mit allen 
Arbeitsschritte einer ordnungs-
behördlichen Bestattung fortschreiben. 
Sie sollte die Erkenntnisse aus den 
bisher abgewickelten Fallen sowie aus 
Seminarunterlagen einfließen lassen. 
An künftigen Fällen kann die 
Vollständigkeit und Praxistauglichkeit 
geprüft werden und ggfls. Änderungen 
und Ergänzungen vorgenommen 
werden. 

Das Ablaufdiagramm kann nur eine anleitende sein, da 
Einzelfälle unterschiedlich sein können. 

Ein vorläufiges Ablaufdiagramm ist erstellt. 

 
F2 

Die Aufwendungen für ordnungsbehördliche 
Bestattungen liegen in der Gemeinde Lindlar 
über dem Median. 

 
E2 

Die Gemeinde Lindlar sollte weiterhin 
Markterkundungen durchführen und 
die Angebote hinsichtlich des 
Gesamtpreises vergleichen. 

Die Gemeinde Lindlar wird weiterhin Markterkundungen 
durchführen. 
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Feststellung Empfehlung Stellungnahme der Verwaltung 
Friedhofswesen FB Feuerschutz, Friedhofswesen und 

Personenstandswesen 
 
 
F1 

Ein schriftlich niedergelegtes Gesamtkonzept, 
welches sich mit den Auswirkungen von 
Veränderungsprozessen im Friedhofswesen 
beschäftigt, ist in der Gemeinde Lindlar nicht 
entwickelt worden. Der Verwaltungsvorstand 
und der zuständige Fachausschuss werden 
sowie der Gemeinderat regelmäßig informiert. 

 
 
E1 

Für die Bewirtschaftung der Friedhöfe sollte 
die Gemeinde Lindlar strategische Ziele 
festlegen und die Zielerreichung prüfen. Sie 
sollte steuerungsrelevante Kennzahlen 
definieren und regelmäßig auswerten. Diese 
Informationen sind Grundlage für ein 
Berichtswesen mit Soll-Ist-Vergleichen. 

Ein schriftlich niedergelegtes Gesamtkonzept steht 
bei einer Größe der Gemeinde Lindlar und der 
Friedhöfe in keinem Kosten-Nutzenverhältnis. Im 
Ausschuss sowie auch im Gemeinderat wird über 
Planungen und Änderungen regelmäßig berichtet. 
Ein Soll-Ist-Vergleich ist durch die 
Betriebsabrechnung gegeben. Bei der Erstellung 
wird z.B. auf Kennzahlen wie Anzahl belegte und 
unbelegte Grabfelder, Anzahl Sterbefälle, 
Bestattungsarten etc. zurückgegriffen. Hieraus 
werden Erkenntnisse für fortlaufende Planungen 
gezogen. 

 
F2 

Die Gemeinde Lindlar nutzt gängige 
Möglichkeiten der Öffentlichkeitsarbeit, um auf 
ihre Angebote im Bestattungswesen auf den 
kommunalen Friedhöfen aufmerksam zu 
machen. 

 
E2 

Die Gemeinde Lindlar sollte die 
Öffentlichkeitsarbeit in Bezug auf die 
Trauerhallen durch geeignete Maßnahmen 
ausweiten und aktiver gestalten. 

Die Verwaltung strebt an, den Internetauftritt der 
Friedhofsverwaltung zu verbessern, eine vorhandene 
Friedhofsbroschüre wird zu gegebener Zeit 
aktualisiert. Eine explizierte Bewerbung der 
Trauerhallen für andere Nutzungsmöglichkeiten als 
den vorgesehen Zweck lehnt die Verwaltung und die 
Politik ab. 

 
 
F3 

 
Die Gemeinde Lindlar führt keine eigene 
Gebührenkalkulation nur für die Trauer- 
hallen durch. Die Kalkulation bezieht sich 
auf alle Aufwendungen und Erträge im 
Friedhofswesen, unabhängig von der 
Gebührenart. 

 
 
E3 

Wegen der dauerhaft niedrigen Nachfrage zur 
Nutzung der Trauerhallen sollte die Gemeinde 
Lindlar konzeptionelle Überlegungen zur 
künftigen Anzahl und Ausstattung der Trauer-
hallen auf den kommunalen Friedhöfen 
anstellen. Diese sollten in die strategische 
Planung der Friedhöfe einfließen. 

Eine Nutzung zu anderen Zwecken der Trauerhalle 
lehnt die Verwaltung und die Politik aus 
Pietätsgründen ab. Nach der Nutzung in den 
Abendstunden für z.B. Lesungen etc. müsste das 
Reinigungsintervall erhöht werden, was 
zwangsläufig zu höheren Kosten führt. Außerdem 
würde die Reservierung, Schlüsselausgabe und 
Kontrolle zu einem erheblichen personellen 
Mehraufwand führen. Somit sieht die Verwaltung 
kein besseres Kosten-Nutzenverhältnis. 

 
F4 

 
Die Gemeinde Lindlar kann die 
Aufwendungen ihrer Trauerhallen nur in 
geringem Umfang durch die 

 
E4 

Die Gemeinde Lindlar sollte auch die Trauer-
hallen gesondert kalkulieren und die Kosten-
deckung im Blick haben. Ein Fehlbetrag in 
einzelnen Gebührenarten darf nicht durch eine 

Grundsätzlich hat nach KAG eine getrennte 
Kalkulation der Gebühren zu erfolgen. Allerdings 
möchte die Verwaltung vermeiden, dass es zu einer 
extrem hohen Anhebung der Gebühren kommt. Bei 
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Nutzungsgebühren decken. Überdeckung einer anderen Gebührenart 
ausgeglichen werden. 

einem Anstieg der Gebühr für die Trauerhallen 
würde die Nachfrage aller Wahrscheinlichkeit nach 
stark abfallen. 

 
F5 

Die Gemeinde Lindlar erfasst die Zahl der 
belegten und der freiwerdenden Grabstellen 
in dem digitalen Friedhofsplan. Ein Konzept 
zur aktiven Flächensteuerung ist noch nicht 
implementiert. 

 
E5 

Die Gemeinde Lindlar sollte auf der Basis ihres 
digitalen Friedhofsplans ein Konzept zum 
Flächenmanagement erstellen. Diese Daten 
bieten umfangreiche Steuerungsmöglichkeiten, 
um die zu erwartenden künftigen Flächenüber-
hänge zu reduzieren. 

Im Verhältnis zu den Vergleichskommunen weisen 
die Friedhöfe in Lindlar weniger Lücken auf. Die 
vorhandenen Lücken werden für Neuankäufe 
benötigt. Auf den kleineren Friedhöfen, z.B. 
Kapellensüng, wird langfristig über eine Nutzung 
von Teilbereichen durch andere Bestattungsformen 
(z.B. Baumbestattungen) nachgedacht. 

 


